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Grüner Basar oder  
deutsches Planungsrecht?

Man befände sich noch vor dem Satzungsbeschluss, 
alles sei in Ordnung, gab Umweltsenatorin Dr. Maike 
Schaefer (Grüne) am 13. September in der Stadtbürger-
schaft bekannt. Man habe sich (am Abend zuvor) mit 
dem BUND geeinigt. Der Naturschutzverband sichere 
zu, nicht gegen den Bebauungsplan samt Änderung 
des Flächennutzungsplanes zu klagen. Das Hemelinger 
Gewerbegebiet Hansalinie könne kommen. Was war in 
den Tagen und Wochen zuvor geschehen? 

Nach einem öffentlich ausgetragenen Krach im Senat 
schaltete sich die CDU-Bürgerschaftsfraktion ein und 
stellte klar, dass die Umweltsenatorin im Begriff war, 
kurz vor Inkrafttreten des Bebauungsplans für den seit 
Jahren dringend benötigten 3. Abschnitt der Hansalinie 
gegen Verfahrensabläufe im Planungsrecht zu ver-
stoßen. Denn Schaefers Behörde hatte Bedenken des 
BUND im Rahmen des öffentlichen Beteiligungsverfah-
ren bereits fachlich begründet zurückgewiesen. Und die 
städtische Deputation für Mobilität, Bau und Stadtent-
wicklung hatte die Pläne am 13. Juni bereits einstimmig 
beschlossen – also auch die Deputierten von SPD, 
Grünen und Linken.  
 
Fester Teil des Beschlusses war eine sogenannte Über-
kompensation: Bremen würde mehr neue Bäume pflan-
zen, als an der Hansalinie zu fällen wären. Das aber 
reichte dem Naturschutzverband nicht aus. Er drohte 
mit Klage, weil er nun seltene Vogelarten gefährdet 
sah. 

Schaefer arrangierte daraufhin ein exklusives Treffen 
mit dem BUND, signalisierte Entgegenkommen und lud 
Wirtschaftssenatorin Kristina Vogt dazu ein. Diese blieb 
fern. Schon zuvor hatte die Wirtschaftsbehörde deut-
liche Kritik an Schaefers Alleingang signalisiert. Die 
grüne Bürgermeisterin versprach dem BUND dennoch 
in die Hand, die fünf Hektar Wald stehen zu lassen, 
wodurch wichtige Gewerbeflächen verlorengegangen 
wären. Wohlgemerkt: Schaefer setzte sich damit gegen 
die fachliche Abwägung ihrer eigenen Behörde hinweg 
und ignorierte überdies den Willen der Politik.

Dies kritisierte die CDU-Bürgerschaftsfraktion öffent-
lich – mit Wirkung. Binnen weniger Tage kam es zu 
neuerlichen Gesprächen zwischen Senat und BUND, 
worauf dieser seine Androhung einer Klage zurückzog. 
Zudem setzte der Senat den Beschluss des Bebauungs-
planes Hansalinie von der Tagesordnung der Stadtbür-
gerschaft kurzfristig ab, ebenso die Änderung des Flä-
chennutzungsplans. Auf Nachfrage erklärte Schaefer, 
man habe sich auf 3,5 Hektar verbleibenden Wald und 
1,5 Hektar Abholzung für Gewerbeflächen geeinigt. 
Der BUND wolle nun auf eine Klage verzichten. 

Ob die Pläne dadurch tatsächlich klagefest wären, 
wollte die CDU-Bürgerschaftsfraktion von Senatorin 
Schaefer darauf in der Stadtbürgerschaft wissen. Die 
grüne Bürgermeisterin sagte Ja und auch Nein, wich 
letztlich aus. Ob die Hansalinie nun ohne weiteren 
Zeitverlust käme, hakten die CDU-Abgeordneten nach. 
Wiederum folgt ein Ja mit Hintertür. Auf dem Grünen 
Basar wird womöglich wieder einmal mit Zitronen ge-
handelt.

KAUM ZU GLAUBEN, ABER BREMEN
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Inflation ist  
unsozial 
 

Dann also doch, und in wesentlichen 
Punkten bei uns abgeschrieben: Anfang 
August hatten wir den Senat aufgefordert, 
Maßnahmen zur Entlastung der Bürgerinnen 
und Bürger gegen die grassierende Infla-
tion zu ergreifen. Dazu legten wir einen 
eigenen Maßnahmenkatalog vor, den die 
rot-grün-roten Koalitionsfraktionen jüngst im 
Landtag nach einer Regierungserklärung in 
Teilen als eigenen Erfolg darstellten. 

So übernahm Rot-Grün-Rot unseren 
Vorschlag höherer Zuwendungen für Be-
ratungsangebote durch Schuldnerberatung 
und den Energiekonsens e.V. Auch unser 
Zuschussprogramm für Bedürftige zum 
Austausch elektrischer Altgeräte gegen 
energieärmere im Haushalt findet sich bei 
den Koalition-Fraktionen wieder. Zuvor hatte 
Rot-Grün-Rot auch das von uns bereits ge-
forderte Energiesparkonzept für öffentliche 
Gebäude vorgelegt. Auch will sich das 
linke Bündnis weiterhin bei der Bundes-
regierung für eine günstige Nachfolge zum 
9-Euro-Tickets einsetzen, insbesondere – 
wie von uns gefordert – mit einer sozialen 
Preis-Staffelung. 

In anderen Punkten bleibt das Konzept 
von Rot-Grün-Rot aber sichtlich vage: So 
findet sich keine Aussage zur Forderung, 
landeseigene Steuern und Gebühren für 
zwölf Monate nicht zu erhöhen. Dabei käme 
genau das den Menschen unmittelbar zu-
gute und ließe sich direkt in Bremen ohne 
Zuständigkeit des Bundes regeln. Doch 
Rot-Grün-Rot bekennt sich in dieser so wich-
tigen Frage zur Entlastung der Menschen 
nicht.

Link zum Antrag: 
Inflation ist unsozial – Folgen für besonders betroffene  

Bürgerinnen und Bürger abmildern – Schutzschirm entfalten



Kolonialismus, was geht der uns noch an? Sehr viel 
mehr, als viele sich eingestehen. Er prägt heute noch 
unsere Gesellschaft, unser Weltbild und auch die Poli-
tik. Es ist eine große Aufgabe unserer gesamten Ge-
sellschaft, Dekolonisierung nicht nur aus der europäi-
schen Perspektive anzugehen und die Öffentlichkeit 
von der Wichtigkeit des Themas für unser heutiges 
Zusammenleben zu überzeugen.

„Es kann nur ein Anfang sein.“ Bei der Veranstal-
tung der CDU-Bürgerschaftsfraktion im Übersee- 
Museum zum Umgang unseres kolonialen Erbes wur-
de einmal mehr deutlich, dass unsere Zukunft, unser 
Miteinander in der Gesellschaft auch mit der Aufar-
beitung unserer Kolonialgeschichte zusammenhängt. 
Es ist eine der wichtigen erinnerungspolitischen Auf-
gaben unserer Zeit. Claas Rohmeyer, kulturpolitischer 
Sprecher, diskutierte mit seinen Gästen Ruprecht 
Polenz, Sonderbeauftragter der Bundesregierung 
für den Dialog mit Namibia, und Prof. Dr. Wiebke 
Ahrndt, Präsidentin des Deutschen Museumsbunds 
sowie Direktorin des Übersee-Museums Bremen, über 
die Wichtigkeit der Aufarbeitung deutscher Kolonial-
geschichte. Und diese kann nur auf Augenhöhe aller 
beteiligten Parteien geschehen und am Ende ge-
lingen. „Um Wunden zu heilen, darf nicht über die 
betroffenen Menschen vor Ort hinweg geplant und 
entschieden werden. So werden auch die Volksstäm-
me der Nama und Herero zukünftige Projekte, für 
Bildung und Infrastruktur zum Beispiel, mitgestalten“, 
so Ruprecht Polenz.

Nach langjährigem Engagement verschiedener zivil-
gesellschaftlicher Gruppen, insbesondere der Schwar-
zen Communities und People of Color, hat Hamburg 
sich dazu entschlossen, die koloniale Vergangenheit 
der Freien und Hansestadt aufzuarbeiten und 2019 
den Beirat zur Dekolonisierung ins Leben gerufen. 
Emmanuel Asare und Kodjo Valentin Glaeser sind bei-
de Mitglieder dieses Beirates und waren ebenfalls auf 
unserem Podium um Einblicke in ihre dortige Arbeit zu 
geben. Hamburg ist die erste Stadt Deutschlands, die 
sich strategisch mit der Gestaltung ihrer postkolonialen 
Erinnerungskultur auseinandersetzt.

Für Claas Rohmeyer und die CDU-Bürgerschafts-
fraktion war es die Auftaktveranstaltung zu einer Reihe 
von Diskussionen und Initiativen zu diesem Thema, das 
weiterhin einer breiten öffentlichen Debatte bedarf. 
 
 
Kontakt 
rohmeyer@cdu-bremen.de

Veranstaltung der CDU-Bürgerschaftsfraktion  
Wie umgehen mit unserem 
kolonialen Erbe?

Ruprecht Polenz, Sonderbeauftragter der Bundesregierung für 
den Dialog mit Namibia, im Übersee-Museum. 

Zu guter Letzt


